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� Bereits in der Juni-Ausga-
be hatten wir den ersten

Teil des aktuellen Forderungs-
programmes abgedruckt; heute
lesen Sie den zweiten Teil.

VII. Verordnungen über
die Kappungsgrenze und
die Mietpreisbremse
nachbessern
Landtag und Landesregierung
werden aufgefordert, die Verord-
nungen über die Kappungsgren-
ze und die Mietpreisbremse um-
gehend nachzubessern.
BBeeggrrüünndduunngg  ((AAuusszzuugg)):: Zum 1.
Dezember 2014 ist die Kappungs-
grenzenverordnung in Kraft ge-
treten, nach der in 15 Kommunen
in Schleswig-Holstein die Mieter-
höhung auf maximal 15 Prozent
begrenzt wird. ... Das zugrunde-
liegende Gutachten hat Maßstä-
be angelegt, die der damaligen
und erst recht der heutigen Woh-
nungssituation nicht gerecht
werden. ... Schleswig-Holstein
hat das sechsthöchste Mietni-
veau aller Bundesländer. ... In
Kiel liegen die Mieten bei 7,65
Euro und in Lübeck bei 7,34
Euro. In den Wohngeldhaushal-
ten werden durchschnittlich 50
Prozent des monatlichen Ge-
samteinkommens von 896 Euro
für die Miete ausgegeben. Den-
noch sind etwa alle Universitäts-
städte nicht in die Kappungs-
grenzenverordnung aufgenom-
men worden. Das beanstanden
wir nachdrücklich und fordern
..., Kiel, Lübeck, Flensburg und
auch Norderstedt in die Verord-
nung aufzunehmen. ...
Zum 1. Dezember 2015 ist die Ver-
ordnung zur Mietpreisbremse in
Kraft getreten. Bei der Erarbei-
tung der Verordnung sind die
zwischenzeitlichen Mietpreis-
steigerungen als Basis für die Er-
mittlung der betroffenen Kom-
munen zugrundegelegt worden.
Wir kritisieren dieses „Ge-
schenk“ an Vermieter. ... Wir for-

ZKZ 7844

dern Nachbesserung und einen
Verzicht auf städtische Voten
bzw. die strikte Aufnahme in die
Verordnung, soweit ein positives
städtisches Votum vorliegt. ...
Wir fordern außerdem eine Er-
weiterung der aufgenommenen
Kommunen.

VIII. Zweckentfremdungsver-
ordnung wieder einführen
Die Landesregierung wird aufge-
fordert, für Gebiete mit ange-
spannten Wohnungsmärkten
wieder eine Zweckentfrem-
dungsverordnung einzuführen. 
BBeeggrrüünndduunngg  ((AAuusszzuugg)):: In den
Bädergemeinden der Inseln, an
der Westküste und an der Ostsee
wird Dauerwohnraum kontinu-
ierlich in Ferienwohnungen um-
gewandelt. Auf diese Weise wird
zusätzlicher Druck auf die Woh-
nungsmärkte ausgeübt mit der
Folge steigender Mieten. Die Ver-
ordnung soll auch in den Bal-
lungsräumen der Nutzung von
Wohnraum zu gewerblichen
Zwecken und dem Leerstand von
Wohn- und Gewerberaum entge-
genwirken. ... 

IX. Anbindung gebundener
Mieten an die ortsübliche
Vergleichsmiete herstellen
Landtag und Landesregierung
werden aufgefordert, die Ober-
grenze gebundener Mieten an
die ortsübliche Vergleichsmiete
anzubinden. 
BBeeggrrüünndduunngg  ((AAuusszzuugg)):: Die Kos-
tenmiete war ein systemfremdes
und überholtes Instrument, um
angemessene Miethöhen zu be-
rechnen: Sie hat teilweise zu
Miethöhen gebundener Woh-
nungen geführt, die über der
ortsüblichen Vergleichsmiete la-
gen. ... Um bezahlbare Wohnun-
gen für diejenigen vorzuhalten,
die sich aufgrund ihres Einkom-
mens auf dem preisfreien Markt
nicht versorgen können, ist eine
Anbindung der preisgebunde-

nen Miethöhen an die ortsübli-
che Vergleichsmiete vorzuneh-
men. Dazu bedürfte es lediglich
der Definition eines bestimmten
Abstandes, um den die geförder-
ten Mieten die örtlichen Ver-
gleichsmieten unterschreiten
müssen. ...
Wir schlagen vor, einen Abstand
von 20 Prozent einzuführen. ...

X. Höchstzulässige Mieten
brutto ausweisen 
Landesregierung und Landtag
werden aufgefordert, im
SHWoFG höchstzulässige Mie-
ten als Brutto(warm)mieten fest-
zuschreiben.
BBeeggrrüünndduunngg  ((AAuusszzuugg)):: Mit Miet-
obergrenzen, die brutto ausge-
wiesen werden, wäre für die Ver-
mieterseite ein starker Anreiz ge-
geben, im Bereich der kalten und
warmen Betriebskosten Kosten-
einsparpotenziale zu erschlie-
ßen und an die Mieter weiterzu-
geben. 
Die nach der geltenden Rechtsla-
ge geübte Praxis, nur Nettomie-
ten zu betrachten, hat insbeson-
dere auf Seiten der unternehme-
rischen Wohnungswirtschaft
mit dazu geführt, dass Heiz- und
Betriebskosten explosionsartig
angestiegen sind und zwischen-
zeitlich gut ein Drittel der gesam-
ten Wohnkostenbelastung aus-
machen. ...

XI. Selbstständige 
Auskunftsansprüche für 
Mietervereine
Landesregierung und Landtag
werden aufgefordert, für Mieter-
vereine einen selbstständigen
Auskunftsanspruch zur Bestim-
mung der Förderzusage über die
höchstzulässige Miete und die
sonstigen Bestimmungen der
Förderzusage zur Mietbindung
zu verankern. 
BBeeggrrüünndduunngg  ((AAuusszzuugg)):: Schon im
Kostenmietrecht sind Mieterver-
eine immer wieder auf Gesetzes-

verstöße aufmerksam gewor-
den, bei denen gebundene Woh-
nungen wie freifinanzierte ver-
mietet worden sind. Um Ver-
dachtsfälle ausrecherchieren zu
können, benötigen Mieterverei-
ne auch in Zukunft einen selbst-
ständigen Auskunftsanspruch.
...

XII. Kommunen mit 
Kappungsgrenzen und 
Mietpreisbremse 
in eigene Mietenstufen 
eingruppieren
Landtag und Landesregierung
werden aufgefordert, sich bei der
Bundesgesetzgebung dafür ein-
zusetzen, dass den Kommunen,
die in den Verordnungen zur
Kappungsgrenze und Mietpreis-
bremse aufgenommen sind, ei-
gene Wohngeldstufen zugewie-
sen werden.
BBeeggrrüünndduunngg  ((AAuusszzuugg)):: ... Betrof-
fen sind derzeit die Gemeinden
Helgoland, Hörnum, Kampen,
List, Nebel, Wenningstedt-Bra-
derup und Wyk auf Föhr.

XIII. Neugründung 
kommunaler Wohnungsbau-
gesellschaften fördern
Die Landesregierung wird aufge-
fordert, die Neugründung kom-
munaler Wohnungsbaugesell-
schaften mit Landesmitteln zu
fördern.
BBeeggrrüünndduunngg  ((AAuusszzuugg)):: ... Der So-
zialwohnungsbestand in Schles-
wig-Holstein ist auf eine Restgrö-
ße von circa 46.000 Wohnungen
zusammengeschmolzen. ...
Gleichzeitig nimmt der Bedarf an
preiswerten Wohnungen rasant
zu. ... Mit der Neugründung kom-
munaler Wohnungsbaugesell-
schaften kämen wieder diejeni-
gen Akteure zum Zuge, die vor-
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�KKiieell  --  Die Aufnahme Kiels
in die Kappungsgrenzen-

verordnung ist vorerst geschei-
tert. Die Kieler Ratsversammlung
hat damit die Chance vertan, den
ungebremsten Mietenanstieg in
der Landeshauptstadt abzumil-
dern.
Die Mitgliederversammlung des
Kieler Mietervereins hatte, wie in
der letzten Ausgabe bereits be-
richtet, per Resolution die Stadt
aufgefordert, sich beim Land
Schleswig-Holstein für die Auf-
nahme Kiels in die Kappungs-
grenzenverordnung einzuset-
zen. Dies würde bedeuten, dass

Vermieter in Kiel die Miete maxi-
mal um 15 Prozent innerhalb von
drei Jahren im Rahmen der orts-
üblichen Vergleichsmiete anpas-
sen dürften, derzeit sind dies 20
Prozent. Auch auf Betreiben des
Kieler Mietervereins stand dieser
wohnungspolitisch wichtige
Punkt am 21. Juli 2016 auf der Ta-
gesordnung der Kieler Ratsver-
sammlung. Bedauerlicherweise
stimmten lediglich die Ratsmit-
glieder der Fraktion „Die Linke“,
welche den Antrag einbrachte,
für die Aufnahme Kiels in die
Kappungsgrenzenverordnung. 
Diese Entscheidung ist sehr be-

Vonovia legt Halbjahresbilanz vor

dauerlich und umso schwerer
nachvollziehbar, als der von der
Stadtverwaltung vorgelegte So-
zialbericht 2016 die derzeit ange-
spannte Wohnungsmarktsitua-
tion deutlich benennt und be-
schreibt. Wachsende Einwoh-
nerzahlen einerseits und schlep-
pender Wohnungsbau, vor allem
im bezahlbaren Segment, ande-
rerseits muss mit wohnungspoli-
tischen Maßnahmen wie der Ein-
führung der Kappungsgrenze
entgegengewirkt werden. Ende
2015 hatte die Ratsversammlung
noch konsequent gehandelt, da
sie aufgrund der damaligen
Wohnungsmarktbeobachtung,
welche ebenfalls schon eine
deutliche Anspannung des Kie-
ler Wohnungsmarktes feststell-
te, die Aufnahme der Landes-
hauptstadt in die Mietpreisver-
ordnung befürwortete.
Der Kieler Mieterverein und der
Landesverband erwarten, dass
sich die Stadt schnellstmöglich
für die überfällige Aufnahme
Kiels in die Verordnung aus-
spricht.                                                        �

rangig das Interesse ihrer Kom-
munen und deren Bevölkerung
verfolgen.

XIV. Wohnungsmarktbeob-
achtungssystem wieder 
einführen
Die Landesregierung wird aufge-
fordert, das in der Vergangenheit
bei der Investitionsbank geführ-
te Wohnungsmarktbeobach-
tungssystem unter Beteiligung
der Kommunen, der Wohnungs-
wirtschaft und der wohnungs-
wirtschaftlichen Verbände zu re-
aktivieren.
BBeeggrrüünndduunngg  ((AAuusszzuugg)):: ... Seit
2012 sind keine weiteren Daten
veröffentlicht worden. Die aktu-
elle Wohnungssituation erfor-
dert jedoch dringend eine umfas-
sende Marktübersicht um Fehl -
allokationen zu vermeiden und
dem rasanten Mietenanstieg ent-
gegenzuwirken. Deswegen ist
das Projekt schnellstmöglich zu
reaktivieren.

XV. Übergangsfrist in Para-
graph 44 Absatz 2 LBO ver-
kürzen –  Wasseruhren
schneller nachrüsten
Der Schleswig-Holsteinische
Landtag wird aufgefordert, die
Übergangsfrist in Paragraph 44
Absatz 2 LBO zu verkürzen und
Wasseruhren schneller nachrüs-
ten zu lassen.
BBeeggrrüünndduunngg  ((AAuusszzuugg)):: Die No-
velle der Landesbauordnung
vom 22. Januar 2009 hat die Über-
gangsfrist des alten Paragraphen
46 Absatz 2 Satz 2 und 3 LBO, wo-
nach Kaltwasseruhren bis zum
31. Dezember 2014 nachzurüsten
waren, durch den 31. Dezember
2020 ersetzt. Hiergegen wendet
sich der Antrag. ... Die bestehen-
de Gesetzeslage wird als außer-
ordentlich ungerecht empfun-
den und führt insbesondere bei
großen Wohnungen auch tat-
sächlich zu teils unakzeptablen
Ergebnissen. Darüber hinaus ist
die Umlage der Kosten von Was-
ser und Abwasser nach Quadrat-
metern ein Freibrief für den ver-
schwenderischen Umgang mit
Ressourcen. ...                                        �

�KKiieell  -- Der größte Vermieter
in Deutschland und auch

in Schleswig-Holstein, die Von-
ovia (früher Deutsche Anning-
ton), sieht sich weiter auf Wachs-
tumskurs und dies obgleich die
Anzahl der eigenen Wohnungen
des Unternehmens im ersten
Halbjahr 2016 um knapp fünf
Prozent geschrumpft sein soll.
Nicht zuletzt wegen der Verkäufe
freut sich der Konzern jedoch
über Gewinn- und Effizienzstei-
gerungen, welche auch teilweise
zu Lasten der Mieterinnen und
Mieter gehen.
Problematisch ist zum einen die
Fortführung der Praxis, dass
notwendige Instandhaltungs-
und Instandsetzungsmaßnah-
men nicht, dafür aber zahlrei-
che, teils fragwürdige Moderni-
sierungsmaßnahmen durchge-
führt werden, die dann zu höhe-

ren Mieten führen. Ebenfalls ist
die Tendenz kritisch zu bewer-
ten, dass bauliche Maßnahmen
und objektbezogene Dienstleis-
tungen nahezu ausschließlich
mittlerweile durch Tochterun-
ternehmen ausgeführt werden.
Abgesehen davon, dass dies zu
Lasten der Transparenz etwa bei
der Überprüfung von Mieterhö-
hungen und Betriebskostenab-
rechnungen geht, ist zu befürch-
ten, dass die Kostenbelastung
für die Mieter mangels durchge-
führter Ausschreibungen vor
der Vergabe der Aufträge deut-
lich steigt. Vorstehendes geht
zudem zu Lasten der regionalen
Handwerkerbetriebe. Diese Vor-
gehensweisen werden auf Dauer
nach Überzeugung des Mieter-
bundes Schleswig-Holstein
nicht zu einer gesunden Woh-
nungs- und Mietenstruktur füh-

ren. Die Vonovia ist auch in
Schleswig-Holstein der größte
Vermieter mit mehr als 20.000
Wohneinheiten, die sich auf
knapp 50 Gemeinden des Landes
verteilen. Allein in Kiel vermietet
die Vonovia knapp 12.000 Woh-
nungen, was circa 3,5 Prozent
des gesamten Wohnungsbestan-
des des Unternehmens ent-
spricht. Auch in Geesthacht und
Lübeck verfügt die Vonovia über
Bestände im vierstelligen Be-
reich.
Der Mieterbund Schleswig-Hol-
stein wird diese Konzentration
auf dem Wohnungsmarkt weiter
kritisch beobachten. Allerdings
ist auch die Politik aufgerufen,
Maßnahmen zu ergreifen, die ei-
ner fortschreitenden Tendenz
der Monopolisierung durch die
Vonovia auf dem Wohnungs-
markt entgegenwirken.                   �

Aufnahme Kiels in Verordnung vorerst gescheitert
KKiieelleerr  RRaatthhaauuss


